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Wenn das Hessische Landesmuseum im
Herbst 2013 nach langer Sanierung wie-
der die Pforten öffnet, wartet auf die Be-
sucher ein neuer Charakterkopf. Sahel-
anthropus tchadensis ist der wissen-
schaftliche Name eines Vormenschen,
der von 6,8 bis 7,2 Millionen Jahren ge-
lebt hat. Sein Kopf konnte rekonstruiert
werden, nachdem Wissenschaftler 2001
im Tschad einen deformierten Schädel
dieser Hominidengattung gefunden hat-
ten. Der Fund wurde „Toumaï“ genannt,

was in der lokalen Gorane-Sprache
„Hoffnung auf Leben“ bedeutet. Voraus-
setzung für die Rekonstruktion war die
Möglichkeit, Rückschlüsse auf die Ge-
sichtsmorphologie zu ziehen. Dabei ha-
ben bei Sahelanthropus neben den ent-
deckten Schädel-, Kiefer- und Zahnfrag-
menten zusätzliche Abbildungen von
computertomographischen Schädelda-
ten geholfen, mit deren Hilfe 2005 ein
Schweizer Team eine virtuelle Rekon-
struktion erstellen konnte. Die abgebil-

dete Büste entstand im Atelier „Wildlife
Art“ von Wolfgang Schnaubelt und
Nina Kieser. Das Landesmuseum verfüg-
te bislang über neun Vormenschen-Büs-
ten. Die Gattung Sahelanthropus stellt
den ältesten Vertreter der Sammlung
dar. Noch nicht ganz einig sind sich die
Wissenschaftler, ob der Hominide tat-
sächlich der letzte gemeinsame Vorfah-
re von Mensch und Schimpanse war
oder nicht doch eher ein Verwandter
des Gorillas. (h.r.)

Vorfahr von Mensch und Schimpanse

D ie mehr als 1000 Jahre alte Aschaf-
fenburger Stiftsbasilika löst mit ih-

ren Schätzen aus allen Epochen seit dem
frühen Mittelalter Ehrfurcht und Bewun-
derung aus – etwa für Grünewalds meis-
terhafte „Beweinung Christi“. Stiftspfar-
rer Martin Heim möchte das Gotteshaus
für zeitgenössische Kunst öffnen. Er hat
den Aschaffenburger Kulturpreisträger
Helmut Massenkeil gebeten, für die Stifts-
kirche ein temporäres Kunstwerk zu
schaffen. Auf hellem, quadratischem Me-
tall hat der Bildhauer vor der ebenfalls
quadratischen Altarinsel einen Schwarm

stilisierter Boote aus Keramik angeord-
net, die sich um eine mit Asche gefüllte
Schale gruppieren. Dicht gedrängt schei-
nen die Gebilde, die sich auch als Fische
oder Brote deuten lassen, in Richtung
Hochaltar zu strömen. Die Spannung be-
zieht das Werk nicht nur aus dem sakra-
len Raum, sondern auch aus dem Gegen-
satz zwischen Quadrat und Kreis. Die
runde Keramikschale stammt von Mas-
senkeils Lebensgefährtin, der Künstlerin
Andrea Müller. Der Pfarrer möchte mit
der „Kunst in der Passionszeit“ zum
Nachdenken anregen. Die Asche sei Sym-

bol für die Vergänglichkeit wie auch für
Buße und Reinigung, aber auch ein Zei-
chen des Neubeginns, für das die Aufer-
stehung Jesu Christi stehe. Daran erinne-
re auch die Fastenzeit, die mit dem Oster-
fest ende. Heim und der Künstler möch-
ten aber niemandem eine Interpretation
des Werks aufdrängen. Jeder Betrachter
soll frei in der Interpretation sein. Auf ei-
nen konkreten Titel wurde deshalb ver-
zichtet. Der Stiftspfarrer betont, die Reso-
nanz auf die Installation sei sehr positiv.
Er wolle auch künftig zeitgenössische
Kunst in die Stiftsbasilika holen. (as.)

as. ASCHAFFENBURG. Der Preis für
das Scheitern von Paarbeziehungen ist
nach Ansicht des katholischen Ehebera-
ters Norbert Wilbertz ein Tabuthema.
Dabei kosteten gescheiterte Ehen und
Partnerschaften den Staat jährlich vier
Milliarden Euro, sagte der langjährige
Leiter der Ehe- und Familienberatung
der Diözese Münster bei der Vollver-
sammlung des Würzburger Diözesanrats
der Katholiken am Wochenende in
Aschaffenburg. Wilbertz kritisierte die
öffentliche Hand, die zwar Milliardenbe-
träge ausgebe, um die Folgen von miss-
lungenen Beziehungen auszugleichen,
aber nur einen Bruchteil dieser Summe
für Prävention aufwende.

Der Referent äußerte vor 120 Delegier-
ten, dass stabile Beziehungen nicht nur
von „schicksalhafter Bedeutung“ für die
Entwicklung der Kinder seien, sondern
dass auch die Eltern in dauerhaften Be-
ziehungen gesünder lebten. Nach seinen
Angaben profitiert aber auch die Gesell-
schaft von intakten Partnerschaften. Stu-
dien hätten bewiesen, dass an der sinken-
den Geburtenrate, explodierenden Ge-
sundheitskosten und der steigenden Kin-
derarmut misslingende Paarbeziehun-
gen einen großen Anteil hätten. Die 120
Delegierten verabschiedeten einen An-
trag, in dem das Land und die Kommu-
nen aufgefordert werden, eine bessere
staatliche Förderung der Eheberatung
zu garantieren und mehr Geld in die Vor-

beugung zu investieren. Die Diözesanlei-
tung solle die Seelsorge für wiederverhei-
ratete Geschiedene erweitern, heißt es
in dem Antrag.

Über den Stand des Dialog-Prozesses
im Bistum Würzburg berichtete die Di-
özesanbeauftragte Monika Albert. Nach
ihrer Darstellung beschäftigen sich auf-
fällig viele Stellungnahmen aus den Pfar-
reien mit der Wertschätzung der ehren-
amtlichen Arbeit. Der Tenor sei, das En-
gagement der Laien ernst zu nehmen
und ihnen mehr Verantwortung zu über-
tragen. Es dürfe nicht nur als „Zuarbeit“
für den priesterlichen Dienst verstanden
werden, so Albert.

Weitere Themen waren nach ihren An-
gaben der „Spagat“ der Priester zwi-
schen Management und Seelsorge, die
Zölibat-Regelung und der Umgang der
Kirche mit Frauen sowie mit Geschiede-
nen. Die Vollversammlung verabschiede-
te zwei weitere Anträge. Danach soll der
Diözesanrat Mitglied des Aktionsbünd-
nisses „Stoppt den Waffenhandel“ wer-
den. Zudem soll die Fachstelle für Prä-
vention sexueller Gewalt an der Landes-
stelle für Katholische Jugendarbeit in
Bayern erhalten bleiben.

Bischof Friedhelm Hofmann beschäf-
tigte sich mit dem Übergang der Volks-
kirche in eine Minderheitenkirche. Nach
seinen Worten wird die Kirche der Zu-
kunft kleiner und ärmer werden und
eine flächendeckende Seelsorge nur
noch bedingt möglich sein.

Charakterkopf: Die Rekonstruktion des rund sieben Millionen Jahre alten Vormenschen.  Foto Wildlife Art/Hessisches Landesmuseum Darmstadt

Kunst zur Passionszeit in der Stiftsbasilika

AMORBACH. Nach einem großflächigen
Waldbrand bei Amorbach, der sich am
Sonntag auf mindestens 24 Hektar ausge-
breitet und einen Großeinsatz der Feuer-
wehr ausgelöst hatte, haben die Einsatz-
kräfte gestern noch Glutnester bekämp-
fen müssen. Das Feuer war nach Anga-
ben der Polizei am Sonntagnachmittag
an der Bundesstraße 47 zwischen Amor-
bach und Boxbrunn an mehreren Stellen
ausgebrochen. Die Straße wurde bis ge-
gen 1.30 Uhr am Montag gesperrt. Die
Brandursache steht noch nicht fest. Der
Schaden in dem Stadtwald soll sich trotz
der großen Ausdehnung des Waldbrands
in Grenzen halten, da sich das Feuer
hauptsächlich am Boden ausgebreitet
hatte. Der größte Kostenfaktor dürfte
nach Angaben der Polizei der Einsatz
der drei Feuerwehren sein.  as.
KLEINOSTHEIM. Die Identität des männ-
lichen Leichnams, den Spaziergänger
vor einer Montag im Main bei Kleinost-
heim entdeckt hatten, ist auch nach der
Obduktion weiter unklar. Wie die Polizei
gestern mitteilte, ergaben sich durch die
medizinische Untersuchung keine neuen
Erkenntnisse. Nach dem Fund der Was-
serleiche war vermutet worden, dass es
sich um einen 29 Jahre alten Polen ohne
festen Wohnsitze handeln könnte, der
im Januar 2011 bei der Fahndung nach ei-
nem Apothekeneinbrecher vor der Poli-
zei geflüchtet und in den Main gesprun-
gen war. Ein DNA-Test soll nun Auf-
schluss über die Identität des Toten ge-
ben.  as.

h.r. DARMSTADT. Mit einem Festakt,
den zahlreiche Vereine und Gruppen aus
den Stadtteilen Arheilgen und Eberstadt
mitgestalteten, hat die Stadt am Wochen-
ende an die Eingemeindung der beiden
Stadtteile vor 75 Jahren erinnert. Ober-
bürgermeister Jochen Partsch (Die Grü-
nen) lobte das Selbstbewusstsein der
Eberstädter und Arheilger und hob ihre
Bedeutung für die Entwicklung der Ge-
samtstadt hervor. Gleichzeitig bezeichne-
te er die seinerzeit gegen den Willen der
Gemeindevertreter in beiden Orten ver-
ordnete Eingemeindung als eine im Rück-
blick demokratische Erfolgsgeschichte.

Die Vorgänge von 1937 skizzierte auf
der Veranstaltung in der Orangerie Darm-
stadts Stadtarchivar Peter Engels. Beiden
Kommunen gemeinsam war die ablehnen-
de Haltung gegenüber den Erweiterungs-
wünschen Darmstadts. Wie Engels in ei-
nem Rückblick und in einem Zeitungsbei-
trag schilderte, war der Wunsch nach
Selbständigkeit in Eberstadt so stark aus-
geprägt, dass sich der nur aus NSDAP-Mit-
gliedern besetzte Gemeinderat und der
zum Bürgermeister ernannte Parteigenos-
se Wille Madre den Darmstädter Plänen
widersetzt hätten. Dies sei, so der Histori-
ker, ein unter dem NS-Regime „bemer-
kenswerter Vorgang“ gewesen.

Die Idee der Eingemeindung, die zum
1. April 1937 verfügt wurde, stand im Zu-
sammenhang mit der nationalsozialisti-
schen Militärpolitik. Der damalige Darm-
städter Oberbürgermeister Otto Wam-
boldt, Mitglied der NSDAP, zeigte Engels

zufolge schon 1934 offen sein Interesse
an beiden Orten. In einer Denkschrift
1935 habe Wamboldt den Eingemein-
dungsantrag für Eberstadt und Arheilgen
mit dem Raumbedarf für militärische
Zwecke begründet. Die Wiederaufrüs-
tung und Wiedereinführung der Wehr-
pflicht mache Kasernenbauten im großen
Rahmen notwendig und nur eine ausrei-
chende Baulandreserve erfülle die Bedürf-
nisse der künftigen Garnisonsstadt. Dane-
ben kam die Eingemeindung, so Engels,
auch dem von den Machthabern forcier-
ten Siedlungsbau zugute. Hintergrund
der Initiative sei überdies die Bestrebung
gewesen, den Status einer Großstadt und
damit die Kreisfreiheit zu erreichen.

Noch im Januar 1936 lehnte der Eber-
städter Gemeinderat das Eingemein-
dungsbegehren ab mit Hinweis auf die
wirtschaftliche Prosperität des Ortes, die
gute Infrastruktur und wegen Bedenken
gegen drohende Steuererhöhungen und
Anliegerbeiträge. Darauf reagierte Gau-
leiter Jakob Sprenger zunächst mit der Be-
urlaubung von Bürgermeister Madre. Des-
sen Stellvertreter ließ sich auf Verhand-
lungen ein und handelte am Ende für den
Eingemeindungsvertrag einige Vergünsti-
gen heraus, etwa den Bau eines Schwimm-
bades.

Das Selbstbewusstsein, mit dem die Ar-
heilger und Eberstädter damals ihre Inter-
essen vertraten, drückt sich heute noch in
den Bezirksverwaltungen aus, die sich als
Relikte der früheren Selbständigkeit erhal-
ten haben. Stadtpolitik ohne Arheilgen
und Eberstadt wäre auch sonst nicht
mehr denkbar. Das sieht man schon am
„politischen Personal“ aus beiden Stadt-
teilen, aus denen in Stadtverordnetenver-
sammlung und Magistrat immer wieder
namhafte Politiker kommen. So war der
frühere Oberbürgermeister Peter Benz
(SPD) ein bekennender Arheilger.

„Mehr Seelsorge für Geschiedene“
Diözesanrat der Katholiken tagt in Aschaffenburg

es. NEU-ISENBURG. Die Bertha-
Pappenheim-Seminar- und Gedenk-
stätte in Neu-Isenburg hat eine neue
Leiterin. Die städtische Frauenbeauf-
tragte Gabriele Loepthien wird künf-
tig auch für die Organisation der dort
stattfindenden Veranstaltungen zustän-
dig sein und die Aktivitäten weiterent-
wickeln. Die Gedenkstätte soll die Ge-
schichte des Nationalsozialismus aufar-
beiten, aber auch Leben und Werk der
Frauenrechtlerin, Sozialarbeiterin und
Sozialreformerin Bertha Pappenheim
(1859–1936) dokumentieren und wür-
digen. Pappenheim gehörte zu den prä-
genden Persönlichkeiten der jüdischen
Frauenbewegung in Deutschland.

Bisher hatten sich Heidi Fogel und
Noemi Staszewski in der Gedenkstätte
maßgeblich engagiert. Beide wollten
sich aus der aktiven Organisation zu-
rückziehen, stehen aber weiterhin bera-
tend zur Seite. Die Stadt bedauerte ih-
ren Rücktritt; Fogel und Staszewski sol-
len im Sommer verabschiedet werden.

1907 hatte der Jüdische Frauenbund
auf dem Gelände zwischen Taunusstra-
ße und Zeppelinstraße ein Heim für
entwurzelte jüdische Mädchen und le-
dige Mütter mit ihren Kindern gegrün-
det. Vorsitzende des Frauenbunds war
Pappenheim, die das Heim bis zu ih-
rem Tod auch leitete. Durch Erziehung
und Ausbildung gab sie den Mädchen
und Frauen eine neue Lebensperspekti-
ve. Während des Pogroms von 1938
brannten die Nazis das Haupthaus nie-
der. 1942 wurde das Heim aufgelöst;
die Bewohnerinnen wurden nach
Auschwitz oder Theresienstadt depor-
tiert und ermordet.

1952 erwarb die Stadt das Areal
vom jüdischen Landesverband. In den
neunziger Jahren des vorigen Jahrhun-
derts entstand in Neu-Isenburg die Ber-
tha-Pappenheim-Initiative, die sich
dem Ziel verschrieb, ein Konzept für
die Nutzung des Hauses zu finden, das
dem Wirken Pappenheims verpflichtet
sein sollte. Im Oktober 1996 wurde die
Bertha-Pappenheim-Seminar- und Ge-
denkstätte an der Zeppelinstraße in
Neu-Isenburg eröffnet. Der damalige
Bürgermeister Oliver Quilling (CDU)
äußerte seinerzeit die Hoffnung, dass
ein lebendiges Museum entstehe. Infor-
mationen über das Heim und Einzelar-
tikel zu Verfolgungsschicksalen der in
dem Heim lebenden Frauen und Kin-
der sind seit August 2010 unter der
Adresse http://gedenkbuch.neu-isen-
burg.de im Internet abzurufen.

Loepthien ließ erkennen, sie habe
sich gefreut, als sie gefragt wurde, die
Leitung der Seminar- und Gedenkstät-
te zu übernehmen. Abendveranstaltun-
gen werde es auch künftig geben; diese
sollten aber stärker an aktuelle The-
men anknüpfen. Loepthien will die Zu-
sammenarbeit mit Gruppen und Insti-
tutionen pflegen, die sich mit Juden-
tum, Antisemitismus und Rechtsradika-
lismus, Pädagogik und Psychologie,
Frauenbewegung und Feminismus so-
wie Stadtgeschichte und Stadtarchiv
beschäftigen.

es. SELIGENSTADT. Für den dritten
Abschnitt der Seligenstädter Umgehungs-
straße ist eine Umweltverträglichkeitsprü-
fung in Auftrag gegeben worden. Dies hat
Bürgermeisterin Dagmar Nonn-Adams
(parteilos) in der Stadtverordnetensit-
zung mitgeteilt. Alles „verläuft derzeit
nach Plan“. Bisher wurden nur die ersten
beiden Abschnitte gebaut. Es gehe dar-
um, „die Umgehungsstraße zu vollen-
den“, sagte die Bürgermeisterin.

Die FDP-Fraktion hatte einen Antrag
eingebracht, wonach die Stadtverordne-
ten ihre Beschlüsse zugunsten eines zügi-
gen Baus des dritten Abschnitts der Stra-
ße bekräftigen sollten, da dieser eine „her-
ausragende verkehrliche sowie städtebau-
liche Bedeutung für Seligenstadt“ zukom-
me. Gleichzeitig sollten die Stadtverord-
neten ihre Bestürzung über die Koalitions-
vereinbarung von SPD und Grünen im Re-
gionalverband Frankfurt Rhein-Main
zum Ausdruck bringen, wonach das vor-
handene Straßennetz als ausreichend an-

gesehen werde und Ortsumfahrungen nur
noch in Ausnahmefällen geplant werden
sollten. Der Seligenstädter Vertreter im
Regionalverband sollte aufgefordert wer-
den, sich nachdrücklich für den Bau des
dritten Abschnitts der Umgehungsstraße
einzusetzen.

Der Vorsitzende der Fraktion der Grü-
nen, Rainer Schmidt, der die Stadt in der
Verbandskammer des Regionalverbands
vertritt, beantragte, den FDP-Antrag von
der Tagesordnung zu nehmen. Die Koaliti-
onsvereinbarung im Regionalverband ste-
he in keiner Beziehung zu Seligenstadt.
Schmidt erinnerte an einstimmige Be-
schlüsse der Stadtverordnetenversamm-
lung für die Umgehungsstraße. Daniell
Bastian (FDP) hielt entgegen, die Koaliti-
onsvereinbarung in der Regionalver-
sammlung habe durchaus Einfluss auf die
Seligenstädter Umgehungsstraße. Mit
den Stimmen der SPD und der Fraktion
der Grünen wurde der FDP-Antrag von
der Tagesordnung abgesetzt.

h.r. DARMSTADT. Darmstadts Sozialde-
zernentin Barbara Akdeniz (Die Grü-
nen) hat drei Jahre nach dem Start des
Projekts „Kinder schützen – Familie för-
dern“ ein positives Resümee gezogen.
Seit April 2009 seien durch den Sozial-
dienst des Jugendamtes knapp 4100 Fa-
milien nach der Geburt eines Kindes be-
sucht worden, teile Akdeniz gestern mit.

608 Familien und damit rund 15 Pro-
zent hätten anschließend sogenannte
präventive Maßnahmen in Anspruch ge-
nommen. Dabei handelt es sich um Hilfe-
leistungen, welche die Stadt oder Koope-
rationspartner anbieten, etwa die Unter-
stützung durch eine Kinderkranken-
schwester oder eine „Familienpatin“, die
stundenweise aushilft. Darüber hinaus
gibt es Beratungen in Erziehungsfragen
oder bei Schlaf- und Essstörungen. El-
tern werden zudem zu Ämtern und Be-
hörden begleitet oder bei der Suche nach
einem Betreuungsplatz unterstützt..

Das Projekt „Kinder schützen – Famili-
en fördern“ wurde als Begrüßungsser-
vice initiiert. Mitarbeiter aus dem Ju-
gendamt melden sich einige Wochen
nach der Geburt telefonisch und fragen,
ob ein Besuch erwünscht sei. Stimmt die
Familie zu, kommt es zu einem etwa ein-
stündigen Gespräch, bei denen den El-
tern ein kleines Willkommensgeschenk
überreicht wird sowie ein Ordner, der
sämtliche Informationen für junge El-
tern enthält – von der Beantragung des

Elterngeldes bis zur Liste der Darmstäd-
ter Kinderärzte. Sollte sich bei diesen Ge-
sprächen herausstellen, dass Familien
möglicherweise überfordert sind und Hil-
fe benötigen, werden diese vermittelt.

Bei Vanessa Poorhossaini und Holger
Loew war dies vor 13 Monaten der Fall.
Beide nahmen am Montag an dem Pres-
segespräch zusammen mit ihren Drillin-
gen teil. In Erwartung der Geburt von
Leni, Lenni und Levi hatte Frau Poorhos-
saini schon zuvor einen Termin mit dem
Jugendamt ausgemacht, nachdem sie
von dem Modellprojekt gehört hatte.
„Ich habe wirklich eine tolle Hilfe bekom-
men“, sagte sie. Einmal in der Woche sei
eine Haushaltshelferin gekommen und
anfangs auch eine Kinderkrankenschwes-
ter für ihr Frühchen. „Und das ging alles
von heute auf morgen.“

Diese unbürokratische Hilfe ist für Ak-
deniz das Markenzeichen des Projekts.
Es sei von Anfang an erklärtes Ziel gewe-
sen, schnell und ohne weitere Datener-
fassung jungen Familien zur Seite zu ste-
hen, um eintretende Belastungssituatio-
nen nach der Geburt eines Kindes aufzu-
fangen. Dies habe sich als der richtige
Weg erwiesen. Nach drei Jahren sei der
Begrüßungsservice nicht nur anerkannt
und akzeptiert, sondern auch „außeror-
dentlich beliebt und erfolgreich“. Der
größere Teil der Eltern nehme, wie die
Zahl der 4100 Hausbesuche im Vergleich
zu den knapp 1500 Geburten je Jahr zei-
ge, den Begrüßungsservice an. „Dass die

Darmstädter Familien so durchweg posi-
tiv auf diese Hausbesuche reagierten, ist
für mich einer der ganz großen Erfolge
dieses Modells“, sagte Akdeniz. Es habe
sich als Schlüssel zu einer modernen Ju-
gendamtsarbeit erwiesen, „die aktiv auf
die Menschen zugeht und nicht nur Fälle
verwaltet“. Möglich sei dies allerdings
nur, weil die Stadt mit einer Reihe von
Kooperationspartnern zusammenarbei-
ten könne.

„Kinder fördern – Familien stützen“
kostet die Stadt jährlich 100 000 Euro.
Dieses Geld ist nach Darstellung der So-
zialdezernentin auch unter hauhalteri-
schen Gesichtspunkten gut angelegtes
Geld. So seien die bisher angefallenen
300 000 Euro auf das Gesamtbudget der
Erzieherischen Hilfen aufgesattelt wor-
den, ohne dass dies zu einer Steigerung
geführt habe. Allein den Status quo zu
halten ist aber nach Ansicht von Thomas
Gehrisch, Leiter des Jugendamtes, schon
ein Erfolg, da hessenweit die Steigerung
bei den Erzieherischen Hilfen bei acht
Prozent liege. Ein weiterer Nebenaspekt
sind neue, angepasste Angebote des städ-
tischen Familienzentrums. Mit Blick auf
Mütter wie Vanessa Poorhossaini hat das
Zentrum vergangenes Jahr den ersten
Kurs für Eltern mit Drillingen und Zwil-
lingen gestartet, der dieses Jahr eine
Fortsetzung finden soll.
Informationen zum Darmstädter Modell finden
sich im Internet unter der Adresse
www.schuetzenundfoerdern.de.

Boote mit Ascheschale: Eine Installation des Kulturpreisträgers Helmut Massenkeil in Aschaffenburg  Foto Rainer Wohlfahrt

Im Geist
der Reformerin
Neue Leiterin für
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Sorge wegen Umgehungsstraße
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Am Selbstbewusstsein
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Drillinge machen viel Arbeit
Sozialdezernentin nennt Modellversuch „Kinder schützen“ erfolgreich
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Darmstadt erinnert an das
„Eingemeindungs-Jubiläum“
von Arheilgen und Eberstadt
vor 75 Jahren. 1937 kam es
zum Zwangsanschluss.


